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Die Verbände, die das IMEW tragen, bedauern sehr, dass der Deutsche Bundestag 

die Anwendung der PID ermöglicht hat, obwohl sich ein starkes Votum für ein gesetz-

liches Verbot der PID aus der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen ergibt. Diese untersagt die Diskriminierung von Menschen mit Behi n-

derung. 

In der parlamentarischen Diskussion um die Zulässigkeit der PID wurden deren Ge-

fahren für Menschen mit Behinderung breit thematisiert. Um zumindest einer miss-

bräuchlichen Ausweitung der PID entgegenzuwirken, sieht das Embryonenschutzge-

setz (ESchG) § 3 a (Präimplantationsdiagnostik; Verordnungsermächtigung) ein 

grundsätzliches Verbot der PID vor. Eine Durchführung der PID ist nur ausnahms-

weise in eng begrenzten Ausnahmefällen möglich. Diese Vorgabe missachtet die 

nun im Entwurf vorliegende Verordnung zur Durchführung der PID.   Während das 

Gesetz verlangt, mittels der Verordnung das Nähere zu der Anzahl und den Voraus-

setzungen für die Zulassung der Zentren zu regeln, enthält der vorliegende Entwurf 

einer Verordnung über die rechtmäßige Durchführung einer 

Präimplantationsdiagnostik (Präimplantationsdiagnostikverordnung – PIDV) einen 

Zulassungsanspruch für ein Zentrum, das die in der Verordnung genannten Voraus-

setzungen erfüllt. Die Anzahl der Zentren, die nach dieser Regelung zugelassen 

werden müsste, ist unübersehbar groß und nicht begrenzbar. Damit stellt der Ve-

rordnungsentwurf kein wirkungsvolles Instrument zur Begrenzung der PID dar, son-

dern ist stattdessen geeignet, die Ausweitung der PID zu befördern.  

Die Verbände, die das IMEW tragen, bitten nun die Bundesländer, nur einem Entwurf 

zuzustimmen, in dem die Zahl der Zentren im Bundesgebiet auf drei begrenzt ist. 
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